


Wir fordern die EU auf,
den Schutz für Angehörige nationaler Min-
derheiten und Sprachminderheiten zu ver-
bessern sowie die kulturelle und sprachliche 
Vielfalt in der Union zu stärken.

Wir fordern die EU auf,
eine Reihe von Rechtsakten zu verabschie-
den, um den Schutz für Angehörige natio-
naler1 und sprachlicher Minderheiten zu 
verbessern sowie die kulturelle und sprach-
liche Vielfalt in der Union zu stärken. Diese 
um-fassen politische Maßnahmen in den 
Bereichen Regional- und Minderheiten-
spra-chen, Bildung und Kultur, Regionalpo-
litik, Partizipation, Gleichheit, audiovisuelle 
Mediendienste und andere mediale Inhalte 
sowie regionale (staatliche) Förderungen.



Vorwort
 
Die Minority SafePack Initiative wurde am 3. April 2017 
von der Europäischen Kommission registriert, nach-
dem der Bürgerausschuss die ursprüngliche Ableh-
nung durch die Europäische Kommission vom 13. 
September 2013 vor dem Europäischen Gerichtshof 
erfolgreich angefochten hatte.

Die Rechtsakte in der vor Ihnen liegenden Minority 
SafePack Initiative enthalten zwei Elemente, die laut 
der Europäischen Kommission offenkundig außerhalb 
des Rahmens fallen, in dem die Kommission befugt 
ist, einen Rechtsakt der Union vorzuschlagen, um die 
Verträge umzusetzen; mit anderen Worten können 
diese gemäß der neuen Entscheidung von 2017 nicht 
von der Europäischen Kommission umgesetzt werden.

In der neuen Fassung dieses Dokuments haben wir 
diese zwei Vorschläge in den Bereichen Anti-Diskri-
minierungsgesetzgebung und Partizipation klar gek-
ennzeichnet, und wir haben die (Zusammenfassung 
der) Gründe aus dem Beschluss der Europäischen 
Kommission angeführt. Die künftige Unterstützung 
der Minority SafePack Initiative durch die Bürger wird 
von der Kommission als Unterstützung für jene verbli-
ebenen neun Elemente interpretiert, die nach Ansicht 
der Europäischen Kommission in ihre Zuständigkeit 
fallen. mission fall within their competences.
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Minderheitenschutz und die 
Europäische Union1

in Anlehnung an die EU-Ver-träge in denen es heißt: “Die Werte, auf die sich die Union gründen, 
sind die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die 
Wahrung der Menschenrechte einschließlich der Rechte der Personen, die Minderheiten angehören. 
Diese Werte sind allen Mitgliedsstaaten in einer Gesellschaft gemeinsam, die sich durch Pluralismus, 
Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und die Gleichheit von Frauen und Män-
nern auszeichnen.”
     Diese gemeinsamen Werte verhindern jedoch nicht, dass Diskriminierung vorkommt. Sie verhin-
dern nicht die Ver-letzung der Rechte der Angehörigen einer Minderheit. Sie schützen auch nicht 
vor negativen Auswirkungen auf ihre Sprache und Kultur. Minderheitenangehörige sollen in erster 
Linie unter den Schutz ihrer jeweiligen Mitglieds-staaten fallen; jedoch ist die Union im Zuge “der 
Verwirklichung einer immer engeren Union der Völker Europas” zunehmend für Gesetzgebung, Poli-
tik und Handlungen verantwortlich, die einen Effekt auf Angehörige nationaler Minderheiten und 
Regional- oder Minderheitensprachen haben. Aufgrund dieser Entwicklung fällt der EU eine ei-gene, 
wichtige Rolle zu.
     Die Union hat dieses erkannt und Gesetze erlassen, um “soziale Ausgrenzung und Diskriminierun-
gen“ zu bekämp-fen und um “soziale Gerechtigkeit und sozialen Schutz“ zu fördern. Des Weiteren 
verpflichtet sich die Union “den Reichtum ihrer kulturellen und sprachlichen Vielfalt“ zu wahren 
und “für den Schutz und die Entwicklung des kultu-rellen Erbes Europas“ zu sorgen.
     In den EU-Verträgen heißt es: “Bei der Festlegung und Durchführung ihrer Politik und ihrer 
Maßnahmen trägt die Union den Erfordernissen [...] der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung sow-
ie mit einem hohen Niveau der allge-meinen und beruflichen Bildung [...] Rechnung und zielt die 
Union darauf ab, Diskriminierungen aus Gründen [...] der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Reli-
gion oder der Weltanschauung [...] zu bekämpfen.”    
     Der Austausch guter Beispiele zwischen den Mitgliedsstaaten und die Anwendung von Bench-
marks, haben sich als erfolgreiche Prinzipien in der Europäischen Union bewährt. Im Bereich des 
Schutzes von Angehörigen nationaler und sprachlicher Minderheiten sowie in den Bereichen kul-
tureller und sprachlicher Vielfalt können die Mitglieds-staaten viel voneinander lernen und die 
Union kann eine Vermittlerrolle einnehmen.
     Möchte ein Land Mitglied der Europäischen Union werden, so muss es sich den Werten der Union 
(Kopenhagener Kriterien) verpflichten. Eines der Kriterien des Beitrittsprozesses sind der Respekt 
vor Minderheiten und der Min-derheitenschutz. Aufgrund dieser Kriterien haben viele der neuen 
Mitgliedsstaaten in Zentraleuropa fortschrittliche Modelle des Minderheitenschutzes rechtlich fest-
gelegt. Dies ist ein weiser politischer Grundsatz, eingedenk der Tatsache, dass zufriedene und ernst 

Das Motto der Europäischen Union lautet

“In varietate concordia – 
In Vielfalt geeint”
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genommene Minderheitengemeinschaften Stabilität verleihen, wohingegen das Gegenteil zu einem 
nationalen Konflikt und Instabilität führen kann. Ist ein Staat jedoch der Union beigetreten, funk-
tioniert dieser Wirkmechanismus nicht länger und folglich sind auf diesem Gebiet in den vergan-
genen Jahren beunruhigende Entwicklungen zu verzeichnen.
     Um den vertraglichen Verpflichtungen nachzukommen, hat die Kommission umfassende 
Maßnahmen eingeführt, um die Umsetzung und deren Folgen abschätzen, beobachten und 
beurteilen zu können. Mit Hilfe der Folgen-abschätzung kann die Kommission potentielle ökon-
omische, soziale und umweltbedingte Auswirkungen ihrer Initiativen einschätzen. Unter Berück-
sichtigung der Auswirkungen auf die Grund- und Menschenrechte ebenso wie gefährdeter Gruppen, 
die nationalen Minderheiten eingeschlossen. Wir sind der Ansicht, dass dieser Prozess durch mehr 
Beteiligung seitens der Angehörigen nationaler Minderheiten verbessert werden kann. Darüber hi-
naus begrüßen wir die neue mehrjährige Rahmenvereinbarung 2013-2017 für die Grundrechteagen-
tur, die die Auslas-sung der vergangenen Jahre korrigiert und nunmehr auch die Diskriminierung 
aufgrund der Zugehörigkeit zu einer Minderheit als thematischen Bereich aufgenommen hat.
     Besonders mit Blick auf die Situation der Roma in Europa, die die größte und am stärksten 
ausgegrenzte Grup-pe von Minderheiten in Europa ausmacht, wurden in den letzten Jahren große 
Fortschritte gemacht. Innerhalb der nächsten Jahre wird sich zeigen, wie erfolgreich die nationalen 
Strategien zur Integration in der Praxis sind. Dennoch ist die aktuelle Situation, angesichts der fi-
nanziellen Krise in Europa und dem wachsenden Aufkommen extremistischer Bewegungen, beun-
ruhigend.
     Trotz den Bemühungen der Kommission und anderer europäischer Institutionen, herrschen 
weiterhin signifikante Lücken im Bereich des Minderheitenschutzes in Europa; Diskriminierung 
und soziale Ausgrenzung von Minder-heitenangehörigen sind weit verbreitet und die meisten Re-
gional- und Minderheitensprachen sind gefährdet. Die Kommission hinterlässt bisweilen den An-
schein, Verstöße gegen die Rechte von Angehörigen nationaler Minder-heiten nicht öffentlich an-
sprechen zu wollen. Wir sind hingegen der Meinung, dass die Kommission früher handeln muss, 
wenn ein ernstzunehmender Verdacht des Verstoßes gegen die Grundwerte der Europäischen Union 
in ei-nem Mitgliedsstaat vorliegt.
     Wir sind der Ansicht, dass die Europäische Kommission angehalten ist, sich in diesem Bereich 
intensiver zu enga-gieren. Daher legen wir mit unserer Europäischen Bürgerinitiative das Minority 
SafePack vor. Das Minority SafePack enthält ein Bündel von Maßnahmen zum Schutz der Angehöri-
gen nationaler Minderheiten sowie zur Erhaltung und Entwicklung 

unseres europäischen Kulturerbes, unter 
Respektierung der kulturellen und 
sprachlichen Vielfalt Europas. 

     Der Katalog beinhaltet zudem Maßnahmen um die Partizipation von Angehörigen nationaler 
Minderheiten im politischen Entscheidungsprozess und damit auch die demokratische Legitima-
tion von EU-Politik und Gesetz-gebung, zu verbessern.
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Language, education & culture2
2.1

2.2

Auf dem Gebiet der Bildung, Kultur und Jugend ist die Kommission dafür zuständig, unterschiedli-
che Aktionspläne der Mitgliedsstaaten zu unterstützen, zu koordinieren und zu ergänzen. Der Re-
ichtum Europas liegt in der kultu-rellen und sprachlichen Vielfalt und in seinen Menschen. Es ist 
die Aufgabe der Union und der Mitgliedsstaaten vorteilhafte Bedingungen zu schaffen, die die Ent-
faltung von sprachlicher und kultureller Vielfalt ermöglichen.

EU-Empfehlung zum Schutz und zur Förderung kultureller 
und sprachlicher Vielfalt in der Union

In der Europäischen Union zählt der Respekt vor ethnischer, kultureller und sprachlicher Vielfalt 
zu den Grundwer-ten und bestimmt, dass sich kein Bürger ausgegrenzt fühlen muss. Die Union soll 
Marginalisierung bestimmter Gemeinschaften und Gruppen unterbinden. Doch die gegenwärtige 
Sprach- und Kulturpolitik tendiert dazu, einige offizielle Sprachen der Mitgliedsstaaten zu begünsti-
gen. Wir sind der Meinung, dass ein Aktionsplan benötigt wird, um die Aussage, dass alle Sprachen 
gleich sind, auch umzusetzen.
     Die EU benötigt einen systematischen Ansatz für ihre Sprach- und Kulturpolitik. Sie soll von den 
„Best-Practice Beispielen“ aus ganz Europa lernen sowie die Kenntnisse anwenden, die die spezial-
isierten Einrichtungen des Europarats gesammelt haben.
     In ihrer Empfehlung soll die EU die besten Ansätze zum Schutz und zur Förderung von kulturel-
ler und sprachlicher Vielfalt definieren, im Besonderen im Hinblick auf den Gebrauch von Region-
al- und Minderheitensprachen in den Bereichen öffentliche Verwaltung, öffentliche Dienstleistun-
gen, Bildung, Kultur, im Justizwesen, Medien, Gesund-heitswesen, Handel und Verbraucherschutz 
(Etikettierung inbegriffen).
     Des Weiteren soll die Empfehlung Lösungen präsentieren und vorschlagen, wie dem Aussterben 
von Sprachen und Kulturen entgegengewirkt werden kann und welche Maßnahmen im Bereich der 
Sprachenplanung die Besten sind. Der Plan soll umfassend sowie inklusiv sein und den ganzen 
Umfang von sprachlicher Vielfalt und Mehrspra-chigkeit in Europa sowie die förderliche Rolle von 
mehrsprachigen Personen für Europa berücksichtigen.

Rechtliche Grundlage: Artikel 167 Absatz 5 zweiter Gedankenstrich AEUV und Artikel 165 Absatz 4 zweiter. Gedan-kenstrich AEUV   
•   Instrument: Empfehlung (des Rates)

Das Anpassen von Förderprogrammen, um die Zugänglichkeit für 
kleine Regional- und Minderheitensprachen zu erleichtern

Bestehende Förderprogramme in den Bereichen Bildung, Kultur, Medien und Jugend mit ihrem 
Mainstreaming-An-satz sind aufgrund ihrer Komplexität für kleinere Kultur- und Sprachgemein-
schaften schwer zugänglich. Darüber hinaus schließen einige gegenwärtige Programme aufgrund 
ihrer Kriterien noch immer Minderheitensprachen aus, wie zum Beispiel das Kultur-Programm.

Jene Kriterien, die Regional- und Minderheitensprachen von den EU-Förderprogrammen auss-
chließen, sollen für die nächste Programmgeneration in den Bereichen Bildung, Jugend und Kultur 
abgeschafft werden, zum Beispiel die neuen Erasmus für Alle und Kreatives Europa Programme.

Sprache, bildung & Kultur2
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Language, education & culture

2.3

Des Weiteren soll die nächste Programmgeneration einen Aktionsbereich für bedrohte Sprachen 
schaffen. Dieser Bereich soll niedrigere Schwellenwerte und einen vereinfachten Verwaltungsproz-
ess haben, der angemessen im Verhältnis zur Fördersumme ist. Denn erst ein vereinfachter Zugang 
erlaubt den kleineren Organisationen, die in diesem Bereich aktiv sind, die Nutzung dieser Förder-
programme. Gegenwärtig ist das Prozedere der Antragsstel-lung für kleine Sprachgemeinschaften 
zu umfangreich. Der Zugang zu geringen Fördersummen für die oben ge-nannten Gemeinschaften, 
würde jedoch einen großen Effekt auf die sprachliche Vielfalt in Europa haben. 

Rechtliche Grundlage: Artikel 167 Absatz 5 erster Gedankenstrick AEUV und Artikel 165 Absatz 4 erster Gedan-kenstrich AEUV
Instrument: Beschluss oder Verordnung (Änderung des Beschlusses oder der 

Verordnung zur Einführung gegen-wärtiger Programme)

Zentrum für Sprachenvielfalt

Um einen Austausch von bewährten Verfahren 
zwischen den Sprachgemeinschaften Europas 
und insbesondere zwischen den Gemeinschaften, 
die eine Regional- oder Minderheitensprache 
sprechen, zu erleichtern, sind kurz-fristige 
Förderungen von Netzwerken weder ausreichend 
effizient noch effektiv.
 
Daher stellen wir abermals die Idee der Language Diversity Centres (Zentren für Sprachenvielfalt) 
vor. Die Auf-gaben dieser Zentren, finanziert durch die EU (z.B. mit Hilfe von einer Aufforderung zur 
Einreichung geeigneter Vorschläge), bestünden einerseits darin, das Bewusstsein für die Bedeutung 
von Sprachenvielfalt und Sprache-nerwerb zu schärfen und andererseits darin, Informationen und 
Fachkenntnisse für relevante Akteure bereitzu-stellen. Des Weiteren sollten diese Zentren Daten 
erheben, damit politische Entscheidungsträger angemessene Handlungspläne formulieren kön-
nen. Zugleich sollen diese Zentren eine Plattform bieten, die die Vernetzung zwi-schen Organisa-
tionen aus dem Bereich der Sprachenvielfalt und Sprachenerwerb begünstigt sowie den Austausch 
zwischen Experten und Praktikern fördert. Die Zentren sollen dort integriert werden, wo bereits 
Fachkenntnisse auf dem Gebiet vorhanden sind.

Wir schlagen  als  Ausgangspunkt  vor,  dass  ein  durch die  EU  finanziertes  Language  Diversity 
Centre für Regional- und Minderheitensprachen etabliert wird. Das Zentrum soll das Bewusstsein 
für Regional- und Minderheitensprachen stärken und die Vielfalt auf allen Ebenen fördern. Darüber 
hinaus soll es einen Wissenspool bereitstellen, der für alle relevanten Akteure im Bereich der Re-
gional- und Minderheitensprachen zugänglich ist. Im Mittelpunkt des Zentrums sollen in erster 
Linie die kleinsten und am stärksten bedrohten Sprach-gemeinschaften Europas stehen.

Rechtliche Grundlage: Artikel 167 Absatz 5 erster Gedankenstrich AEUV und Artikel 165 Absatz 4 erster Gedan-kenstrich AEUV    
Instrument: Beschluss oder Verordnung

Sprache, bildung & Kultur
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3.1

3.2

Regionalpolitik3
Eines der wichtigen Ziele der EU ist die Stärkung ihrer wirtschaftlichen und sozialen Strukturen. Um 
dieses Ziel zu realisieren, wurden wichtige Aktionsprogramme etabliert, die die Entwicklung in den 
betroffenen Regionen an-kurbeln. Die meisten nationalen Minderheiten sowie die meisten Region-
al- und Minderheitensprachen sind fest in ihrer Region wo sie leben verwurzelt. In vielen Fällen sind 
sie mit der Kultur der benachbarten Länder vertraut und sprechen mehrere Sprachen. Daher können 
Minderheiten und Sprachgemeinschaften sehr gut die Rolle des Brückenbauers zwischen Regionen 
in der EU übernehmen. Bislang wurde das Potential der Minderheiten lediglich unzureichend bei 
der Stärkung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhaltes in der EU genutzt.

Regionale Fördermittel

Die Konzeption von regionalen Fördermitteln soll die Stellung nationaler Minderheiten und die Rolle 
kultureller und linguistischer Vielfalt anerkennen. Die Förderbedingungen sollen Projekte begüns-
tigen, die Pluralismus stimulieren und nationalen Minderheiten im Interesse der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung und der Stärkung des territorialen Zusammenhalts, zu Gute kommen.
     Die starke Verwurzelung vieler nationaler Minderheiten mit ihren Regionen ist ein Gut von 
großem Wert, das an-erkannt und gepflegt werden muss. Das Bewusstsein der regionalen Identität 
schafft Zusammenhalt und ist eine stabile Basis für wirtschaftliche Entwicklung für die gesamte 
Bevölkerung.
     Die gemeinsamen Bestimmungen für die regionalen Fördermittel sollen dahingehend angepasst 
werden, dass Minderheitenschutz und Förderung kultureller und sprachlicher Vielfalt als thema-
tische Ziele einbezogen werden.

Rechtliche Grundlage: Artikel 177 und Artikel 178 AEUV
Instrument: Verordnung (Änderung der bestehenden Verordnung)

Forschung über den Mehrwert der Minderheiten für die soziale 
und wirtschaftliche Entwicklung in Europa

Das neue Programm “Horizont 2020“ zielt darauf ab, Forschung und Innovation zu fördern, damit 
Arbeitsplätze geschaffen sowie Wohlstand und Lebensqualität verbessert werden. Forschung kann 
Lösungsansätze für gesell-schaftliche Herausforderungen erbringen. Unserer Meinung nach besteht 
nach wie vor ein mangelndes Verständnis über den Beitrag, den nationale Minderheiten sowie die 
kulturelle und sprachliche Vielfalt zur Stärkung der Union und ihrer Regionen leisten können.
     Das neue Programm soll sein Augenmerk auf die gesellschaftlichen Herausforderungen richten 
und dabei den Beitrag der nationalen Minderheiten sowie der kulturellen und sprachlichen Vielfalt, 
in Hinblick auf den demogra-phischen Wandel, die grenzüberschreitenden, wirtschaftlichen und 
soziale Entwicklungen sowie deren Bedeutung für die Regionen Europas, einbeziehen.

Rechtliche Grundlage: Artikel 173 Absatz 3 und Artikel 182 Absatz 1 AEUV

Instrument: Verordnung (Änderung der bestehenden Verordnung für Horizont 2020)
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In

4.1

Partizipation 4
Die Union kann nur funktionieren, 
wenn die Vielfalt geachtet und die 
berechtigten Anliegen von Minder- 
heiten respektiert werden.
Für die Mitgliedsstaaten setzt der institutionelle Aufbau der Europäischen Union dieses als ein 
Grundprinzip vor-aus. Sowohl die großen als auch die kleineren Mitgliedsstaaten haben jeweils 
einen ihrer Staatsbürger als Kom-missar und einen als Richter am europäischen Gerichtshof. Alle 
Staaten sind im Rat vertreten, wobei sowohl die Anzahl der Staaten als auch die jeweilige Bevölker-
ungsgröße die Basis für eine qualifizierte Mehrheit sind. Die Anzahl der Abgeordneten jedes Mit-
gliedstaates im Parlament errechnet sich aus einem degressiven proportiona-len System, damit eine 
ausreichende Repräsentation kleiner Mitgliedsstaaten im Parlament gesichert ist und sie in der Lage 
sind mitzuentscheiden.
     Für nationale Minderheiten in Europa ist die Situation eine Andere. Die meisten Minderheiten 
sind nicht vertreten, weil sie zu klein sind, um ein Mandat im Parlament zu gewinnen. Dadurch 
besteht die Gefahr, dass die berechtigten Anliegen dieser Bürger von den EU-Institutionen nicht 
gehört werden.

Wahlen für das Europaparlament

Gemäß der Entscheidung der Europäischen Kommission kann die Union keinen Rechtsakt erlassen, 
dessen Ziel es ist, die Stellung von Bürgerinnen und Bürgern, die einer nationalen Minderheit ange-
hören, innerhalb der EU zu stärken, um dadurch sicherzustellen, dass deren berechtigte Anliegen 
bei den Wahlen zum Europäischen Parlament berücksichtigt werden.
     Nach Artikel 25 AEUV können Bestimmungen zur Stärkung oder zur Ergänzung der in Artikel 20 
Absatz 2 AEUV aufgeführten Rechte erlassen werden. Allerdings müssen diese Rechte gegen an-
dere Mitgliedsstaaten als den, dessen Staatsangehörigkeit der betreffende Unionsbürger besitzt, 
gerichtet sein. Der vom “Minority SafePack” geplante Rechtsakt würde auch Rechte begründen, die 
gegen den Mitgliedsstaat, dessen Staatsangehörigkeit der betreffende Unionsbürger besitzt, durch-
gesetzt werden könnten. Damit können Artikel 25 und Artikel 20 Absatz 2 AEUV nicht als Rechts-
grundlage für den gewünschten Zweck herangezogen werden.
     Soweit der vom “Minority SafePack” geplante Rechtsakt die für die Wahl der Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments notwendigen Bestimmungen beträfe, wäre es das Parlament, das gemäß 
Artikel 223 AEUV einen Entwurf dieser Bestimmungen zu erstellen hätte. Die Kommission ist nach 
den Verträgen somit nicht zur Vorlage eines solchen Legislativvorschlags befugt.
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5.1

Der ursprüngliche Vorschlag
Es gibt unterschiedliche Verfahren in den jeweiligen Mitgliedsstaaten für die Wahl der Abgeordneten ins Eu-
ropä-ische Parlament. Manche Mitgliedsstaaten haben besondere Wahlbezirke für (Minderheiten-) Regionen, an-
dere wählen ihre Kandidaten in einem einzigen Wahlkreis.
    Die Kommission ist verpflichtet, alle drei Jahre über die Anwendung der Vorschriften in Bezug auf Nichtdis-
kriminie-rung und Unionsbürgerschaft Bericht zu erstatten; in dem Bericht wird der Fortentwicklung der Union 
Rechnung getragen. Auf der Grundlage dieses Berichtes können gegebenenfalls Bestimmungen zur Ergänzung der 
Rechte der Unionsbürger erlassen warden.
    Wir fordern die Kommission auf, die unterschiedlichen Regelungen der jeweiligen Mitgliedsstaaten zu über-
prüfen und einen Vorschlag zu unterbreiten, der die Stellung von Bürgern, die einer Minderheit innerhalb der EU 
angehö-ren, stärkt und dafür sorgt, dass ihre berechtigten Anliegen berücksichtigt werden. Wie aus der (nicht-er-
schöpfen-den) Auflistung der Rechte des Artikels 20 Absatz 2 AEUV hervorgeht, haben EU Bürgerschaftsrechte 
nicht zwangs-läufig eine grenzüberschreitende Dimension (rechtlich), sondern wenden sich an alle Bürger der EU 
(z.B. das Recht auf Aufenthalt und das Petitionsrecht).
    Ein Lösungsansatz im Bezug auf die eingeschränkte Vertretung von Minderheiten könnte die Gründung einer 
Min-derheiten-Plattform – in Form eines beratendes Gremiums – sein, das sich an jene Minderheiten richtet, die 
zu klein sind, die Prozenthürde für einen Sitz im Europäischen Parlament zu erreichen. Somit kann der Dialog zwi-
schen den Minderheiten und den verschiedenen EU-Institutionen gesichert werden. In vielen Mitgliedsstaaten 
dient eine solche Plattform als gut funktionierendes Instrument, um einen offenen, transparenten und stetigen 
Dialog zwischen Institutionen und nationalen Minderheiten zu gewährleisten und Standpunkte über alle Bere-
iche der Union auszutauschen.

Rechtliche Grundlage: Artikel 25 AEUV und 20 Absatz 2 AEUV
Instrument: Richtlinie/Verordnung/Beschluss des Rates

Seit Anfang des neuen Millenniums hat die EU einen rechtlichen Rahmen zur Anti-Diskriminierung 
verabschiedet. EU-weit wurde eine Untergrenze definiert. Obwohl bislang sehr viel auf diesem Geb-
iet geleistet wurde, ist die An-zahl der Rechtsfälle im Bereich der Anti-Diskriminierung relativ nie-
drig und viele Opfer nehmen ihre Rechte nicht in Anspruch. Es ist daher an der Zeit, die Effektivität 
zu verbessern und die noch verbliebenen (verfahrensorientierten) Hindernisse zur Gleichstellung 
zu beseitigen.

Verbesserte Anti-Diskriminierungsmaßnahmen

Gemäß der Entscheidung der Europäischen Kommission kann die Union keinen Rechtsakt zur 
Bekämpfung von Diskriminierungen und zur Förderung der Gleichbehandlung von nationalen Min-
derheiten, insbesondere durch die Überarbeitung bestehender Richtlinien im Bereich der Gleichbe-
handlung, erlassen.
     Wenngleich die Unionsorgane gemäß Artikel 3 Absatz 3 EUV zur Wahrung der „kulturellen und 
sprachlichen Vielfalt“ verpflichtet sind und gemäß Artikel 21 Absatz 1 der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union niemanden wegen seiner „Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit“ 
diskriminieren dürfen, stellt keine dieser Bestimmungen eine Rechtsgrundlage für eine wie auch 
immer geartete Maßnahme der Organe dar.

5 Gleichstellung
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Nach Artikel 19 AEUV kann der Rat gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren und nach 
Zustimmung des Europäischen Parlaments einstimmig geeignete Vorkehrungen treffen, um Diskri-
minierungen aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder 
der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu bekämp-
fen. Die Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit ist in dieser umfangreichen Liste von Diskri-
minierungsgründen jedoch nicht aufgeführt. Aus diesem Grund kann Artikel 19 AEUV nicht als 
Rechtsgrundlage für einen Unionsrechtsakt zur Verabschiedung von „wirksamen Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Diskriminierungen und zur Förderung der Gleichbehandlung auch in Bezug auf 
nationale Minderheiten“ herangezogen werden.

Der ursprüngliche Vorschlag
Seit der Verabschiedung der Richtlinie zur Gleichbehandlung ohne Unterschied der Rasse und der Richtlinie zur 
Gleichbehandlung im Bereich der Beschäftigung aus dem Jahr 2000, gibt es in allen europäischen Mitgliedsstaa-ten 
eine gemeinsame Untergrenze in der Anti-Diskriminierungsgesetzgebung. Dieser Rahmen wurde 2008 durch die 
Verabschiedung des Rahmenbeschlusses des Rates gestärkt, da nunmehr Rassismus und Fremdenfeindlich-keit 
anhand strafrechtlicher Verfolgung bekämpft werden kann.
     Die Kommission hat 2008 eine Richtlinie zur Implementierung des Prinzips der Gleichbehandlung von Personen 
ungeachtet ihrer Religion oder der Weltanschauung oder anderer Gründe vorgeschlagen. Die existierende Richt-
linie zur Gleichbehandlung im Bereich der Beschäftigung, bietet Schutz in Beschäftigung, Beruf und beruflicher 
Ausbildung; der neue Entwurf wird erweitert und deckt somit auch Bereiche außerhalb des Berufs und der Bes-
chäf-tigung ab (wie es jetzt schon bei der Richtlinie zur Gleichbehandlung ohne Unterschied der Rasse der Fall ist).
    Wir sind der Auffassung, dass die Anti-Diskriminierungsgesetzgebung effektiven Schutz für alle garantieren 
muss, auch für Personen, die Angehörige einer nationalen Minderheit sind. Derzeitig bestehen Unterschiede 
zwischen den verschiedenen Diskriminierungsgründen, die in den Verträgen genannt werden, obwohl sie sich in 
der Praxis oft überschneiden. Eine überarbeitete Richtlinie soll klarstellen, dass Diskriminierung auf Grundlage 
von Annah-men über die Eigenschaften einer Person oder über die Verbindung mit einer bestimmten Religion 
oder einer Weltanschauung laut EU-Recht unzulässig ist.
     Die neue Richtlinie soll Maßnahmen zur Förderung der Gleichberechtigung beinhalten; Mitgliedsstaaten sol-
len der Verpflichtung nachkommen positive Maßnahmen zu ermöglichen sowie auf grundlegende Gleichheit für 
Minder-heitenangehörige hinzuwirken und angemessene Vorkehrungen zu schaffen.	Darüber hinaus soll die 
neue Richtlinie verdeutlichen, dass EU Recht eine Abschreckungswirkung haben soll. “[...] auch [...] wenn es kein 
identifizierbares Opfer gibt, die Sanktionen, die bei einem Verstoß gegen die einzelstaat-lichen Vorschriften zur 
Umsetzung dieser Richtlinie zu verhängen sind, [müssen] wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein.” In 
dringlichen Fällen sollen rechtliche Präventionsverfahren zur Verfügung stehen.
Nationalen Gleichbehandlungsstellen und Organisationen mit einem berechtigten Interesse an der Durchsetzung 
der Richtlinie, sollen eine unabhängige rechtliche Klagebefugnis zufallen, damit Effektivität bei der Bekämpfung 
von Diskriminierung gewährleistet werden kann, auch wenn kein identifizierbares Opfer erkennbar ist.

Legal basis: Article 19(1) TFEU
Instrument: Directive (revising the existing Equality Directives)

Annähernde Gleichstellung für staatenlose Minderheiten

In Europa sind Hunderttausende von Menschen staatenlos Ein großer Teil dieser Menschen sind 
Angehörige einer nationalen Minderheit und leben seit vielen Jahrzehnten in der EU. Häufig werden 
sie marginalisiert und ihnen wird der Zugang zu Bildung, zum Gesundheitswesen, zur Sozialhil-
fe verweigert sowie das Recht zu wählen genommen. Einer staatenlosen Person ist es in einigen 
Fällen nicht erlaubt, legal zu reisen oder zu arbeiten. In-folgedessen müssen sie sich mit sozial-
er Ungleichheit und Diskriminierung auseinandersetzen. Eine große Anzahl dieser staatenlosen  
Menschen sind Roma.

5.2

Gleichstellung
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6.1

Audiovisuelle Mediendienste 
und andere mediale inhalte6Zahlreiche Angehörige von nationalen Minderheiten sprechen eine Sprache, die die Mehrhe-

itssprache eines an-deren Landes in Europa ist. Aufgrund der oftmals zu kleinen Sprecherzahl, 
ist es nicht möglich selbstständig eine umfassende Medienlandschaft aufzubauen. Daher ist man 
abhängig von den Medien des (benachbarten) Landes mit der gleichen Sprache. Die technologische 
Entwicklung hat sowohl die medialen Verbreitungweisen als auch die damit einhergehenden Ges-
chäftspraktiken wesentlich verändert. Zum Beispiel bei Filmen, Büchern, Musik, TV und anderen 
Inhalten, schaffen national eingeschränkte Rechte des geistigen Eigentums neue Barrieren für den 
freien Dienstleistungsverkehr.

Ein Binnenmarkt für Urheberrechte

Wir begrüßen das Engagement der Europäischen Kommission, einen Binnenmarkt für Rechte des 
geistigen Eigen-tums zu schaffen. Darüber hinaus teilen wir die Auffassung, dass eine neue Ge-
setzgebung die Beziehung zwischen Produzent, Dienstleister und Konsument optimiert. Angehörige 
einer nationalen Minderheit bevorzugen in der Regel Güter und Dienstleistungen in ihrer eigenen 
Sprache, die in vielen Fällen auch die Sprache des benachbarten Landes ist. Nationale Barrieren 
können die freie Verbreitung medialer Inhalte behindern und wirken sich negativ auf die kulturelle 
und sprachliche Vielfalt in Europa aus. Die Lizenzverteilung von medialen Inhalten innerhalb der 
Union ist von großer Komplexität und führt dazu, dass Angehörige nationaler Minderheiten nicht 
die bestehenden Dienstleistungen des Nachbarlandes in Anspruch nehmen können.

Die Europäische Union ist nicht in der Lage, die fundamentalen Probleme staatenloser Personen zu 
lösen. Die EU selbst kann ihnen keine Staatsbürgerschaft ausstellen; das ist den Mitgliedsstaaten 
vorbehalten. Dennoch, die EU kann sie dabei unterstützen ihre Lebenssituation zu verbessern. Im 
EU-Fachjargon fallen staatenlose Personen in die generelle Kategorie “Drittstaatsangehörige”. Die 
EU ist verpflichtet eine gemeinsame Politik zu entwickeln, mit der Zielsetzung eine faire Behandlung 
für Drittstaatsangehörige, die sich legal in der EU aufhalten, zu sichern sowie ihre Rechte zu definie-
ren, die unter anderem die Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit in den anderen Mit-gliedsstaaten 
regeln. Eine Erweiterung der Staatsbürgerschaft verwandten Rechte auch für staatenlose Personen 
und ihrer Familien, die Zeit ihres Lebens in ihrem Herkunftsland gewohnt haben, kann wesentlich 
zur Lösung der Probleme dieser Personen beitragen.
     In den letzten 10 Jahren wurde eine Anzahl von Richtlinien, die gewisse Kategorien der Drittsta-
atsangehörigen (inklusive staatenlose Personen) abdecken, verabschiedet. Dennoch gibt es nach 
wie vor Personengruppen, die von diesem Rahmenwerk ausgeschlossen sind. Darüber hinaus beste-
hen Unterschiede zwischen den Rechten von staatenlosen Personen und von EU-Bürgern in ähnli-
chen Situationen, z.B. im Bezug auf Arbeitsgenehmigung, Fa-milienzusammenführung und bei der 
Erbringung von Dienstleistungen.
Wir schlagen eine Änderungen der Richtlinien vor, damit eine Angleichung der Rechte von langfris-
tig staatenlosen Personen und ihren Familien mit denen von EU Bürgern ermöglicht werden kann.

Gesetzliche Grundlage: Artikel 79 Absatz 2 AEUV
Instrument: Richtlinie (Änderung)

Unterstütztung für Minderheiten
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National, regional and local authorities in many European Member States recognise the impor-
tance of supporting and promoting cultural and linguistic diversity. They consequently provide 
funding for different activities and areas that are of relevance to persons belonging to national 
minorities.

Regionale (staatliche) Unterstützung für Minderheiten

In vielen europäischen Regionen werden Mittel für kulturelle Anliegen an Minderheiten vergeben, 
z.B. für Filme, Mu-sik, Bücher, Zeitungen, TV und für bestimmte soziale Anliegen. Diese Fördermit-
tel könnten unter die europäischen Regeln für staatliche Beihilfen fallen, wenn sie die bestehenden 
Schwellenwerte übersteigen (de-minimis Regel).

In diesem Fall wäre das Mitgliedsland verpflichtet die Kommission zu informieren, damit eine Be-
wertung der Kom-patibilität der Fördermittel mit den europäischen Regeln für staatliche Beihilfen 
durchgeführt werden kann. Zu-schüsse für Minderheiten für deren Sprache und Kultur fallen unter 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe d) AEUV (staat-liche Beihilfen zur Förderung der Kultur und der Erh-
altung des kulturellen Erbes) oder auch unter die allgemeine Bestimmung des Artikels 107 Absatz 3 
Buchstabe c) AEUV (staatliche Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige 
oder Wirtschaftsgebiete).

6.2

7.1

Audiovisuelle Mediendienste 
und andere mediale inhalte 7Unterstütztung für Minderheiten

Wir schlagen die Einführung eines einheitlichen europäischen Urheberrechts vor, wodurch die ganze 
Union als ein Binnenmarkt für Urheberrechte betrachtet wird. Diese Lösung führt zur Beseitigung 
bestehender Lizenzbarrieren innerhalb der Union und erlaubt den Angehörigen nationaler Min-
derheiten den Zugang zu medialen Inhalten in gleicher Weise wie Bürgern von Mitgliedsstaaten, in 
denen die Dienstleistung angeboten wird. 

Rechtliche Grundlage: Artikel 118 AEUV
Instrument: Verordnung (des EU Parlaments/des Rates) (Einführung eines einheitlichen Urheberrechts)

Änderungen der Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste

Die Entwicklung eines Binnenmarktes für Rechte des geistigen Eigentums unterliegt einem langfris-
tig orientier-ten Prozess. Bis es zu einer Öffnung eines solchen Binnenmarktes kommt, bedingt es 
Änderungen bestehender Gesetzgebung, damit Einschränkungen des Empfangs und der Weiterverb-
reitung audiovisueller Mediendienste abgeschafft werden können. Derzeit besteht nur eingeschränk-
ter Zugang zu bestimmten Programmen auf der Grundlage eines umständlichen Prozedere. Hierbei 
muss das Mitgliedsland für den Empfang eine Liste an das Land richten, in dem der Rundfunk-Veran-
stalter ansässig ist. Wir fordern eine Änderung mit dem Ergebnis, dass freie Dienstleistung und freier 
Empfang von audiovisuellen Inhalten (analoger/digitaler Rundfunk und Abrufdienste, terrestrischer 
Funk und Satellit) in den Regionen mit nati-onalen Minderheiten zugänglich sind.

Rechtliche Grundlage: Artikel 53 Absatz 1 und Artikel 62 AEUV
Instrument: Richtlinie (Änderungen der bestehenden Richtlinie über Mediendienste)
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8

Für gewisse Wirtschaftszweige hat die EU “Gruppenfreistellungen” für Beihilfen eingeführt, die 
von der Mitteilungs-pflicht an die Kommission freigestellt sind, wenn die Auflagen erfüllt sind. Die 
Vorteile von Gruppenfreistellungen sind erhöhte Rechtssicherheit für sowohl Behörden als auch 
Begünstigte und ein verringerter Arbeitsaufwand für die Kommission.
    Wir fordern eine Gruppenfreistellung für Vorhaben, die Minderheiten und ihre Kulturen fördern. 
Diese gilt, aber nicht nur, für die Förderung der “Kultur und der Erhaltung des kulturellen Erbes”.

Wir fordern eine Freistellung, die die Förderung der 
Sprache und regionale Vielfalt berücksichtigt und die 
Rechte der Angehörigen einer Minderheit respektiert.

Rechtliche Grundlage: Artikel 109 AEUV und 108 Absatz 4 AEUV
Instrument: Verordnung der Rates und/oder Verordnung der Kommission

Oder:
oder Rechtliche Grundlage: Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe e) AEUV

Instrument: Beschluss des Rates

Schlussklausel
 
Wie in den Kapiteln 2-7 dieses Dokumentes erläutert, besteht unser 
Minority SafePack aus Vorschlägen für unter-schiedliche Rechtsak-
te. Falls diese Vorschläge von der Europäischen Union angenom-
men werden, würde das eine signifikante und umfassende Ver-
besserung des Minderheitenschutzes in der Europäischen Union 
bedeuten.

Jeder unserer Vorschläge wurde durch rechtliche Grundlagen aus 
den bestehenden Verträgen untermauert und es wurden die Instru-
mente angegeben, die wir als geeignet ansehen. Die rechtlichen 
Grundlagen und die Instrumente auf die wir hinweisen, sind indika-
tiv und sollen die Auswertung der Kommission erleichtern.

Die Autoren sind der Meinung, dass die von uns vorgeschlagenen 
Rechtsakten sich im Rahmen der Befugnisse der Kommission be-
wegen, einen Vorschlag für einen Rechtsakt der Union zu unter-
breiten, um die Verträge um-zusetzen. Wir sind uns jedoch auch 
bewusst, dass bei der Auslegung der Verträge unterschiedliche 
rechtliche Auffassungen entstehen können.

Demzufolge erwarten die Autoren, dass jeder Vorschlag individu-
ell geprüft wird; falls ein Vorschlag als unzulässig angesehen wird, 
sollte das keine Auswirkungen auf die weiteren Vorschläge haben.
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